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Quanten-Experiment geglückt
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In Wien wird hart durchgegriffen, Salzburg entwickelt sich
zum Zentrum des illegalen Glücksspiels. Wer deckt dies?

Gemeinderätin Ingeborg Haller rätselt: 8,6 Millionen Ver-
gnügungssteuer, doch die Spielautomaten sind geheim?

Finanzpolizei erhielt laut
Minister nicht eine Anzeige

Gewaltige Einnahmen aus
vielen illegalen Automaten
Die mysteriöse Affäre um das illegale Glücksspiel in

Salzburg weitet sich aus: 8,6 Millionen Euro nahm die
Stadt in sieben Jahren an „Lustbarkeitsabgabe“ ein.
Minister Dr. Hans Jörg Schelling erklärte im Parla-
ment, dass Salzburg von 2010 bis 2015 der Finanzpoli-
zei aber keinerlei Informationen geliefert habe.

Stadt kassierte beim Glücksspiel Millionen!
zeigen, welche durch die
„Spieler-Info“ erfolgt sind:
Es waren in diesem Zeit-
raum 2.476.
Jetzt greift Bürgerlisten-
Gemeinderätin Mag. Inge-
borg Haller, eine Rechtsan-
wältin, den Fall auf. Sie
stellt eine Anfrage im Ge-
meinderat.
Hier listet sie die in den
Jahren 2010 bis 2016 erziel-
ten Erträge aus der „Lust-

waltungsbehörden konkrete
Verdachtsfälle von illegalem
Glücksspiel unverzüglich
anzuzeigen haben.“ Dies ist
nicht geschehen.
Der amtsführende Bürger-
meister Harald Preuner er-
klärte sich auf Anfrage der
„Krone“ außerstande, nach
wenigen Tagen in der Posi-
tion Auskunft geben zu kön-
nen. Er lässt den Fall jeden-
falls genau überprüfen.

barkeitsabga-
be/Vergnügungs-
steuer) auf: Es sind
8.675.366 Euro.
Im Voranschlag
für die Stadt-Bud-
gets hatte man mit
4.620.000 Euro ge-
rechnet.
Haller in ihrer
präzisen Anfrage:
„Auf Grund der Höhe der
Steuer liegt der Verdacht na-
he, dass es sich bei den be-
triebenen Geräten um illega-
le Glücksspielautomaten
handelt, dennmit reinenGe-
schicklichkeitsspielen wäre
kaum so ein hoher Umsatz
und so eine gewaltige Ver-
gnügungssteuer zu erzielen
gewesen.“
Hat die Stadt das Gesetz
gebrochen? Ein Verdacht.
Finanzminister Schelling
hält fest, dass gemäß
Glücksspielgesetz alle Ver-

Bei der gesetzlichen Ver-
gnügungssteuer werden ins-
gesamt 21 Punkte aufge-
zählt, so unter anderem
Tanzveranstaltungen, die
Volksfeste und Bälle, Thea-
ter sind ausgenommen.
Gemeinderätin Ingeborg
Haller bringt es mit der Fra-
ge 11 auf den Punkt:Warum
weigert sich die Stadt, die
Liste der besteuerten Spiel-
geräte an die Finanzpolizei
weiterzuleiten? Die „Krone“
wird berichten.

Hans Peter Hasenöhrl

schen Anfrage die seltsame
Vorgehensweise des Magist-
rats auf.
Schelling wörtlich: „Sei-
tens der Stadt ist man in den
Jahren 2010 bis 2015 nie an
die Finanzpolizei mit einem
Verdacht auf illegales
Glücksspiel herangetreten.
Lediglich am 3. August 2016
kam es zu einem Vernet-
zungstreffen, bei welchem
eine Liste . . . vorgelegt wur-
de, welche sich allerdings
mit den bereits der Finanz-
polizei bekannten Lokalen
deckte.“
Der Magistrat verantwor-

tete sich mit „datenschutz-
rechtlichen Bedenken.“
In Summe wurden in ganz

Salzburg in den Jahren 2010
bis 2017 laut Infos des
„Spieler-Vereins“ 1.144 Ge-
räte beschlagnahmt.
Dem gegenüber steht al-

lerdings die Anzahl der An-

„Krone“-Leser sind infor-
miert: Die illegalen Geräte
der Glückspiel-Mafia in den
Hinterzimmern von Loka-
len sind die oftmalige Ursa-
che für die Zerstörung von
Existenzen.
Nachdem die rebellische

Sektion 8 der Wiener SPÖ
das Verbot des „Kleinen
Glücksspiels“ in der Bun-
deshauptstadt durchgesetzt
hatte, verlegten die Hinter-
männer ihre Automaten
nach Salzburg.
„Die Stadt sowie einige

Orte am Land entwickelten
sich zum Zentrum des ille-
galen Glücksspiels,“ erklär-
te ein Experte der „Krone.“
Nun wird die Sache auch

politisch brisant, denn der
„Krone“ liegt ein detaillier-
tes Zahlenmaterial vor. Und
überdies deckte der Finanz-
minister in der Beantwor-
tung einer parlamentari-

Zuerst das Fressen,
dann folgt die Moral

anderen Licht: Heute jährt
sich zum 60. Mal der Tag, an
dem die Einstellung der Salz-
kammergut Lokalbahn von
Klaus veranlasst wurde. Es gab
wütende Demonstrationen.

Josef Klaus, der mit 39 Jah-
ren zum jüngsten Landeschef
der Geschichte gewählt wor-
den ist, spielt auch im Fall des
zitierten Dichters Bertolt
Brecht eine Rolle: Der Kompo-
nist Gottfried von Einem setz-

te sich für die Verleihung der
Staatsbürgerschaft an Brecht
ein. Josef Klaus schloss da-
raufhin von Einem aus dem Di-
rektorium der Festspiele aus.

In einer bekannten lokalen
Zeitung hatte Gustav Canaval
wochenlang gegen den „Bol-
schewiken“ gehetzt.

Von Brecht stammt auch
ein anderes Zitat, das ja eher
von Parteien weit rechts der
Mitte verwendet wird: „Das

herausstellen, denn auch im
Gemeinderat wird Auskunft
verlangt. Man lässt die
Glückspiel-Mafia an den Ge-
räten, die in Wien längst ver-
boten sind, Existenzen von
Süchtigen vernichten. Und
kassiert dazu noch Abgaben.
Zuerst kommt das Fressen,

dann die Moral.
Ein bekanntes Wort aus der

„Dreigroschenoper“ von Ber-
tolt Brecht, die 2015 bei den
Salzburger Festspielen aufge-
führt wurde.
Die Wahrheit ist eine Toch-

ter der Zeit. Die historische
Rolle von Landeshauptmann
Josef Klaus erscheint in einem

D er Finanzminister höchst-
persönlich zeigte in der

Beantwortung einer parla-
mentarischen Anfrage Ver-
wunderung: Die Stadt Salz-
burg habe sich jahrelang ge-
weigert, der Finanzpolizei
Auskunft über illegale Glücks-
spielautomaten zu geben.

Dies ist insofern von beson-
derer Bedeutung, da die Vor-
anschläge für die so genannte
Lustbarkeitsabgabe oder Ver-
gnügungssteuer doppelt so
hoch ausfielen, wie im Budget
der Landeshauptstadt vorge-
sehen. Ob diese Millionen aus
dem illegalen Glücksspiel
stammen, wird sich recht bald

Volk hat dasVertrauen der Re-
gierung verscherzt. Wäre es
nicht doch einfacher, die Re-
gierung löste das Volk auf und
wählte ein anderes?

Seltsam erscheint die von
manchen Medien aufge-
bauschte angebliche Affäre in
der GSWB, der Wohnbauge-
sellschaft von Stadt und Land,
in der nach österreichischer
Tradition alle Parteien im Auf-
sichtsrat hocken.

Man alteriert sich in orgias-
tischen Berichten über die
Vergabe von sieben Wohnun-
gen in der Aiglhofsiedlung an
Mitarbeiter der GSWB, inner-
halb von zehn Jahren.

Gleichzeitig wird im ORF
gegen eine Familie gehetzt,
die zwischen Aigner Straße
und der Salzach um mehr als
300.000 Euro eine Eigentums-
wohnung gekauft hat. Sie ist
mit einem Direktor der GSWB
verwandt, die Frau erwartet
derzeit ihr zweites Kind.
Wie menschlich die GSWB

agiert, zeigt die Statistik: Der-
zeit sind 129 Wohnungen an
Asylwerber vergeben.
Dies zeigt, dass offensicht-

lich nicht alle angebotenen
Objekte der GSWB von Woh-
nungssuchenden Salzburgern
angenommenwerden.

Hans Peter Hasenöhrl
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